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Zweit Stunden lang stehen sie
sich die Füsse platt: Die Politike-
rinnen und Politiker sowieMedi-
enschaffende, die amSonntag im
Stadthaus zusammengekommen
sind. Im Lichthof blicken sie ge-
bannt auf die eigens aufgestell-
ten Bildschirmen. Doch die dort
gezeigten Werte bleiben lange
dieselben.

Kurz nach 15 Uhr ist die Stim-
mung noch locker. FDP-Wahl-
kampfleiter Patrik Brunner froh-
lockt: «Wenn Përparim Avdili
Stadtpräsidentwird,machenwir
einen riesigenAuto-Corso durch
die Stadt Zürich.»

Doch dann, es ist kurz nach 17
Uhr, folgen die ersten Resultate
– und damit der erste Dämpfer
für den Freisinn. Im Kreis 3 er-
halten die beiden FDP-Kandida-
tenweniger Stimmen als dieAL-
StadtratskandidatinTanjaMaag.
Im Kreis 11 und 12wäre der neue
StadtratskandidatAvdili gewählt
– allerdings auf den hinteren
Rängen.

Gemischte Gefühle
bei der FDP
Je später der Abend, desto bitte-
rer das Resultat für den bürger-
lichen Stadtratskandidaten. Der
klare Sieger heisst nicht Avdi-
li, sondern Golta. Der bisherige
Sozialvorsteher der SP erreicht
nicht nur das beste Resultat aller
Stadtratskandidierenden, son-
dern schwingt auch im Rennen
um das Stadtpräsidium oben-

auf. Zwar verpasst er das abso-
lute Mehr für das Präsidium im
ersten Anlauf, doch an seiner
Nachfolge für die abtretende Co-
rine Mauch zweifelt an diesem
Abend kaum jemand. «Ichwerde
ein leidenschaftlicher Stadtprä-
sident sein»,verspricht Golta, als
er vor die Kameras tritt. Für die

FDP hingegen endet derTagmit
gemischten Gefühlen. Im Stadt-
parlament gewinnt die zwei Sit-
ze dazu, in der Regierung steht
sie nur noch mit einem Sitz da.
Përparim Avdili, Präsident der
Stadtzürcher FDP und das pro-
filierte Aushängeschild der Par-
tei landet auf dem undankbaren

zehnten Platz, noch hinter An-
dreas Hauri (GLP), der sich den
neunten und letzten Stadtrats-
sitz sichert.

Besonders schmerzhaft für
Avdili: Sogar in seinem eigenen
Wohnquartier in Altstetten und
Albisrieden (Kreis 9) bleibt er
hinter der Konkurrenz zurück.

«Anscheinend kann man sich
doch keinen Stadtratssitz kau-
fen», kommentierte David Gar-
cia-Nuñez, der Fraktionschef der
Alternativen Liste. Er sprach da-
mit auf den intensiven und kost-
spieligen Wahlkampf von Avdili
und FDP an.

Die SP konnte ihreVormacht-
stellung in der Stadt Zürich ein-
drücklich zementieren. Und
sorgte mit ihrer Mobilisierung
wohl auch dafür, dass die Stimm-
beteiligung in gewissen Kreisen
bei über 60 Prozent lag.

Neben den bisherigen Rapha-
el Golta und Simone Brander –
die trotz Kritik an ihrerVerkehrs-
politik ein solides Resultat erzielt
– schaffen auch die Neuen Cé-
line Widmer und Tobias Lang-
enegger den Sprung in die Ex-
ekutive problemlos. Langeneg-
ger, der im Vorfeld in Umfragen
noch als Wackelkandidat galt,
überrascht viele und liess sogar
den grünen Nationalrat Baltha-
sar Glättli hinter sich.

Trotzdem feiern die Grünen
mit Glättli eine historische Pre-
miere: Erstmals ist die Partei
nun mit drei Sitzen im Stadt-
rat vertreten. Der bisherige Fi-
nanzvorsteherDaniel Leupi und
die bisherige Sicherheitsvorste-
herin Karin Rykart schaffen die
Wiederwahl.

Anna-Béatrice Schmalz, Co-
Präsidentin der Stadtzürcher
Grünen, zeigt sich begeistert:
«Die Zürcherinnen und Zürcher

wünschen sich eine Stärkung der
progressiven und ökologischen
Kräfte.» Für Schmalz selbst hat
der Sieg eine persönliche Note:
Sie wird für Glättli in den Natio-
nalrat nachrücken.

SVP-Kandidat Ueli Bamert
muss hingegen früh anerkennen,
dass die Hürden für einen Sitz in
der Exektuve für seine Partei zu
hoch sind. «Die SVP hat es ein-
fach schwer in der Stadt Zürich»,
sagt er. Erwolle sich nun darauf
konzentrieren, im Gemeinderat
eine starke Stimme zu sein. Dort
legt die Partei um zwei Sitze zu.

CorineMauch blickt
entspannt aufs Geschehen
Während die gewählten Stadträ-
tinnen und Stadträte im Stadt-
haus mit Blumensträussen po-
sieren, blickt die abtretende
Stadtpräsidentin Corine Mauch
entspannt auf das Geschehen
und gibt ihremNachfolger einen
Rat: «Er oder sie muss die Leute
gern haben.»

In Zürich rückt die Exekutive
weiter nach links und die Zei-
chen stehen auf einer Fortset-
zung der rot-grünen Projekte.
Für die FDP bleibt nur die Hoff-
nung auf den zweitenWahlgang
für das Präsidium – doch da ihr
Spitzenmann Avdili den Einzug
in den Stadtrat verpasst hat, ist
auch dieserWeg für die Freisin-
nigen faktisch verbaut.

Helene Obrist

Golta dominiert, Avdili scheitert – die Zürcher Regierung rückt weiter nach links
Wahlen Zürich Die Grünen schaffen eine historische Premiere. Përparim Avdili verpasst hingegen den Einzug in die Exekutive.
Raphael Golta schickt sich an, das Erbe von Corine Mauch anzutreten – auch wenn er wohl in die Verlängerungmuss.

Raphael Golta (SP) ist der Sieger vom Wahlsonntag. Përparim Avdili, Gemeinderat und Präsident
der Stadtzürcher FDP, muss sich geschlagen geben. Foto: Christian Merz

Cyrill Pinto

SP und Grüne zeigten sich ges-
tern enttäuscht über die Ableh-
nung der Klimafondsinitiative:
Mit über 70 Prozent Nein-Stim-
menwardasVotumdeutlich.Be-
sonders unbeliebt war die Vorla-
ge,weil ein Milliarden-Fonds für
die Klimapolitik geäufnetwerden
sollte. Woher das Geld stammen
sollte, liess sie unbeantwortet.

Nun steht bereits die nächste
klimapolitischeVorlage amStart.
Die Umweltorganisation Umver-
kehr beginnt Ende April, Unter-
schriften für ihre neue Initiative
zu sammeln. ZentralesAnliegen:
eine Abgabe auf Flugtickets. Die
Einnahmen sollen mehrheitlich
an die Bevölkerung zurückflies-
sen – und gleichzeitig den öf-
fentlichenVerkehr stärken. Statt
auf Schulden setzt die Initiative
auf eine Lenkungsabgabe.

Mobilitätsboninitiative
will Flüge verteuern
Co-Präsidentin von Umverkehr
ist die St. Galler Grünen-Natio-
nalrätin Franziska Ryser. «Beim
Fliegen sind die Umweltauswir-
kungen heute nicht eingepreist»,
sagt sie. «Mit einer Flugticketab-
gabewollenwir das korrigieren.»

Der Text der «Mobilitätsbon
initiative» liegt dieser Redak
tion vor. Demnach soll der Bund
künftig eine Abgabe auf den
Luftverkehr erheben. Sie wür-
de sowohl für den Linien- und
Charterverkehr als auch für die
allgemeine Luftfahrt anfallen,

also etwa Privat- und Geschäfts-
flugzeuge. Ausnahmen sind für
Rettungsflüge vorgesehen.

Die Initianten schlagen Min-
destbeträge vor: mindestens
30 Franken pro Flug und Ticket
innerhalb Europas undmindes-

tens 120 Franken bei Interkonti-
nentalflügen. Für Privatjetswäre
eine Abgabe von mindestens
500 Franken pro abgehendem
Flug vorgesehen.

Mindestens zwei Drittel der
Einnahmen sollen in Form von

Mobilitätsgutscheinen an die Be-
völkerung zurückverteiltwerden.
Diese sollen im öffentlichenVer-
kehr gültig sein – sowohl im In-
land als auch für internationa-
le Zug- und Busverbindungen.
Nach Berechnungen der Initi-

anten und Initiantinnen wären
Einnahmen von rund 1,5 Milli-
arden Franken jährlich möglich,
was etwa 110 Franken pro Kopf
entspräche. «Für eine vierköpfi-
ge Familie wären das 440 Fran-
ken – ein ansehnlicher Betrag»,
so Ryser. Wofür die Mobilitäts-
gutscheine verwendet werden,
ist jedem selbst überlassen. Die
Gutscheine könnten etwa zum
Kauf eines Halbtax-Abos genutzt
werden und wären übertragbar.

Rolle des Flugverkehrs
in der Klimabilanz
Ein Drittel der Einnahmen –
rund 400 Millionen Franken –
soll in klimafreundliche Mobi-
lität investiert werden, etwa in
internationale Bahnverbindun-
gen. «Wir wollen mehr direkte
Zugverbindungen ins Ausland
ermöglichen, nicht nur Nacht-
züge», sagt Ryser.

Tatsächlich spielt der Flug-
verkehr in der Schweizer Klima-
bilanz eine bedeutende Rolle.
Gemäss Zahlen des Bundesrats
verursachte er 2019 rund 11 Pro-
zent der Schweizer Treibhaus-
gasemissionenvon total 52Milli-
onenTonnen CO2-Äquivalenten.
Berücksichtige man jedoch die
zusätzliche Klimawirkung von
Flugemissionen in grosserHöhe
und gewichte diese mit dem in
der Forschung häufig verwen-
deten Faktor drei, steige derAn-
teilweiter, so der Bundesrat: «In
diesem Fall würde der Luftver-
kehr rund 27 Prozent der gesam-
ten Klimawirkung ausmachen –

mehr als jeder andere Sektor in
der Schweiz.»

Die Initianten begründen ihr
Anliegen auch mit einer steu-
erlichen Ungleichbehandlung.
Während der öffentliche Ver-
kehr Stromabgaben und Tras-
sengebühren bezahlen müsse,
sei die Luftfahrt von einer Kero-
sinsteuer sowie von derCO2-Ab-
gabe befreit.

Umfrage zeigt Zustimmung,
Bürgerliche sind dagegen
Eine Flugticketabgabe war be-
reits Teil des CO2-Gesetzes, das
die Schweiz 2021 knapp abge-
lehnt hat. Damals war sie eine
vonmehrerenMassnahmen.Ry-
ser ist überzeugt, dass die Abga-
be allein bessere Chancen hat.
Das zeigte zuletzt auch eine re-
präsentative Umfrage. Gemäss
dieser befürworten zwei Drittel
der Befragten eine Abgabe auf
Flugtickets.

Kritisch sind jedoch die bür-
gerlichen Parteien, allen voran
SVP und FDP. Deren Nationalrat
Christian Wasserfallen bezeich-
nete erst kürzlich die erneuten
Pläne für eine Ticketabgabe ge-
genüber dieser Redaktion als
«Druckversuch und Zwängerei».

Im linken Lager ist die Mo-
bilitätsboninitiative breit abge-
stützt: NebenverschiedenenVer-
kehrsverbänden sind auch Ver-
tretervon SP,Grünen undEVP im
Komitee. Läuft alles nach Plan,
steht schon bald die nächste kli-
mapolitischeVorlage auf der po-
litischen Agenda.

Wer ein Flugticket kauft, soll eine Abgabe zahlen
Neue Klimainitiative Umweltschützer fordern 30 bis 500 Franken Gebühr auf Flugreisen.
Im Gegenzug sollen Betroffene einen Gutschein für Zug, Tram und Bus erhalten.

Einpreisung der Klimakosten: Auf Flüge soll eine Gebühr fällig werden. Foto: Urs Jaudas
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Markus Brotschi

Dreimal Nein zu den Initiativen,
ein Ja zur Individualbesteue-
rung und zum Gegenvorschlag:
Im Interview analysiert Polit-
geograf Michael Hermann vom
Forschungsinstitut Sotomo die
Abstimmungsergebnisse in der
Schweiz von gestern.

HerrHermann, nach den
letzten Umfragenwar
das Rennen für die
Individualbesteuerung völlig
offen.Warum resultierte nun
trotzdem ein relativ klares Ja?
Noch im letzten Sommerging ich
davon aus, dass die Reformkeine
Chance hat. Im Parlament gab es
nur eine hauchdünne Mehrheit
– und das reicht bei Strukturre-
formen in der Regel nicht. Aller-
dings ist die Bevölkerung dem
Parlament in gesellschaftspoli-
tischen Fragen oft voraus. Eine
Mehrheit sieht es offenbar als
Selbstverständlichkeit an, dass
die Frauen ihre Steuererklärung
selbst ausfüllen. Und nochmehr
wollen, dass die Heiratsstrafe ab-
geschafft wird. Dass das Ja nun
knapper ausfällt als in den ersten
Umfragen, liegt daran, dass die
Stimmberechtigten halt auch das
Kleingedruckte gelesen haben.

Gewann hier die progressiv
urbane Schweiz über die
ländlich konservative?
Ja, aber mit Nuancen. Spannend
ist, dass Luzern und Freiburg zu-
stimmen. Das sind Hochburgen
der Mitte-Partei, welche die In-
dividualbesteuerung bekämpf-
te. Das ist Ausdruck eines gesell-

schaftlichenWandels. Entschei-
dend war auch, dass die Linke
dabei blieb, obwohl die Reform
zu Steuerausfällen führt. Für die
Linke überwog das Gleichstel-
lungsargument.

Für die neue Co-Präsidentin
der FDPwar die
Individualbesteuerung

ein Prestigeprojekt.
Gibt das der Partei Auftrieb?
Für Susanne Vincenz-Stauf-
fachervon der FDP ist das enorm
wichtig. Das gibt ihr nun ein
Mandat und widerlegt den Ein-
druck, dass sie die Partei gar
nicht richtig repräsentiere. Sie
steht für den progressiven Par-
teiflügel, der sich bereits bei der
Frage des fakultativen Referen-
dums zu den EU-Verträgen ge-
gen den rechten Flügel durch-
setzte. Und bei der Individualbe-
steuerung begriffen die meisten
in der FDP, dass es sich auch um
ein Prestigeduell zwischen Mit-
te und FDP handelt.

DieMitte hält an ihrer Initiative
fest, die ein eigenes Konzept zur
Abschaffung der steuerlichen
Heiratsstrafe hat. Ist das nicht
eine Zwängerei?
Das wird von vielen als Zwän-
gerei betrachtet. Trotzdem ist
es möglich, dass das Volk diese
Initiative annimmt. Aber für die
Mitte als Partei ist das Ja zur In-
dividualbesteuerung ein Rück-
schlag. Der alte Präsident Ger-
hard Pfister positionierte die
Mitte als Partei, die auch für Jün-
gere und Progressivere wähl-
bar ist. Nun präsentiert sich die
FDP unter der neuen Führung
so – mit Benjamin Mühlemann
als rechtem Flankenschutz. Und
der neueMitte-Präsident Philipp
Matthias Bregy verkörpert wie-
der viel stärker die alte katho-
lisch-konservative Partei.

Warum geben Sie derMitte-
Initiative auch nach
diesemResultat Chancen?
Das wichtigste Argument, die
Abschaffung der Heiratsstrafe,
erfüllt auch die Mitte-Initiative.
Und die Kantone wollen ja die
Individualbesteuerung nicht. Da
werden die Karten neu gemischt.

Die SVPhat doppelt verloren.
Das ist so. Letztes Jahr hatteman
den Eindruck, dass die Rechte
durchmarschieren könnte. Nun
zeigt sich, dass es stark auf
die Abstimmungsvorlagen an-
kommt. Wirklich mit Herzblut
kämpfte die Linke gegen die Hal-
bierungsinitiative. Davon profi-
tierte wohl auch die Individual
besteuerung. Für diese Vorla-
ge war es sicher ein Vorteil, dass

sie zusammen mit der SRG-Ini-
tiative zurAbstimmung kam.Zu-
gleich liess sich die rechte Basis
nichtwirklich für die Halbierung
mobilisieren,weil auch auf dem
Land die Versorgung durch die
SRG geschätzt wird. Deshalb se-
henwir auch keinen eigentlichen
Stadt-Land-Graben.

Welche Rolle spielte, dass
die SRG bereits
Einsparungen vornahm?
Ich gehe davon aus, dass die SRG
nun selbstbewusster agiert. Das
Erstaunliche war, dass sich die
SRG damals nach der sehr deut-
lichenAblehnung derNo-Billag-
Initiative sehr defensiv verhielt
und selber Sparmassnahmen
einleitete. Nun ist der nächste
Versuch derSRG-Gegnerdeutlich
gescheitert. In einer Zeit, in der
die öffentlich-rechtlichen Sen-
der in ganz Europa unter Druck
stehen, ist das ein starkes Zei-
chen für den Service public. Be-
merkenswert ist der Sieg für die
SRG auch in einer Zeit, wo alle
von den hohen Lebenshaltungs-
kosten reden.

Ist das klareVotum für die SRG
nicht auchAusdruck einer
Furcht vorTrumpismus und
Dominanz vonMusk-Medien?
Sicher sieht man die SRG als ein
Gegengewicht. Sowohl das De-
mokratieargument der Befür-
worter wie auch die von den In-
itianten thematisierte politische
Ausrichtung der SRG erhitzte
zwar die Gemüter, wurde aber
eher überschätzt. Für die brei-
te Bevölkerung ist halt die Fra-
ge entscheidender, ob es noch

Sportübertragungen oder die
«Landfrauenküche» gibt.

Müssten SRG-Gegner nach der
zweiten Niederlage aufgeben?
Die können machen, was sie
wollen. Die Tatsache, dass die
Schweizer Bevölkerung immer
wiederüberdie SRG abstimmen
kann, ist eine Stärke dieses Lan-
des.Es zwingt unsere öffentlich-
rechtlichen Sender, näher bei
den Leuten zu bleiben als dies
ARD,ZDFoderdie BBC tun.Die-
semachen teilweise ein intellek-
tuell höherstehendesProgramm,
haben aber auch etwas den An-
schluss an die Bevölkerung ver-
loren. Die SRG ist «bi de Lüüt».

Die Linke erreichtemit
der Klimafondsinitiative
gerademal die eigene Basis.
Was bedeutet das für
dasAnliegen selbst?
Das war eine kontraproduktive
Initiative.Ein solchesResultat de-
moralisiert die eigeneBasis,wenn
zuviele solch chancenloseVorla-
gen zurAbstimmung kommen.

Noch einWort zur
Bargeldinitiative.Warum
obsiegte der Gegenvorschlag?
Es handelte sich um eher sym-
bolischeVorlagen.Das zeigt auch
die etwas kuriose Seite der di-
rekten Demokratie. Und hier
hat das Konzept des Gegenvor-
schlagswiedermal funktioniert.
Die Resultate früherer Abstim-
mungen liessen an diesem Vor-
gehen eherZweifel aufkommen.
Aber Initiative und Gegenvor-
schlag lagen inhaltlich nichtweit
auseinander.

«Wählende haben das Kleingedruckte gelesen»
Politgeograf zur Individualbesteuerung Die Steuerreform habe von der Halbierungsinitiative profitiert, sagt Michael Hermann.
Und die SRG stehe nach dem deutlichen Resultat gestärkt da.

Michael Hermann: «Die Abschaffung der Heiratsstrafe erfüllt auch
die Mitte-Initiative.» Foto: Walter Bieri (Keystone)

Michael Hermann

Während wir an der Urne über
die Bargeldinitiative und den
direkten Gegenvorschlag ent-
scheiden, bezahlen wir den
Kaffee und das Gipfeli in der
Bäckerei um die Ecke mit dem
Smartphone. Das Billett lösen
wir in der SBB-App, und die
neue Übergangsjacke kaufen
wir online mit der Kreditkarte.
Die mobilen und digitalen
Zahlungsmittel haben die
physischen Noten und Münzen
längst überholt.

Und trotzdem wollen die
meisten Schweizerinnen und
Schweizer nicht, dass das
Bargeld ganz aus unserem
Alltag verschwindet. Das
zeigen die Abstimmungs
resultate vom 8. März: Das
Stimmvolk lehnt zwar die
Volksinitiative «Bargeld ist
Freiheit» mit rund 55 Prozent
Nein-Stimmen ab, nimmt
aber den direkten Gegenent-
wurf mit rund 73 Prozent
Ja-Stimmen an. Damit wer-
den der Bundesverfassung
zwei Sätze hinzugefügt:
«Die schweizerische Währung
ist der Franken. Die Schwei-
zerische Nationalbank
gewährleistet die Bargeld
versorgung.»

Doch auch die neuen Sätze in
der Bundesverfassung ändern
nichts an der unmittelbaren

Nutzung des Bargelds. Der
Trend zeigt klar: Transaktio-
nen mit physischen Geldmit-
teln nehmen ab – und das
bereits seit Jahren.Wie Bun-
desrätin und Finanzministerin

Karin Keller-Sutter (FDP) in
der SRF-«Arena» zur Abstim-
mung sagte: «Das Bargeld
ist da, wenn wir es benutzen.
Das kann die Bevölkerung
selbst steuern.»

Ein Beispiel dafür ist Schwe-
den. Das Land setzte in den
vergangenen Jahren vor allem
auf digitale Zahlungsmittel.
Etliche Läden, Restaurants und
Cafés akzeptierten nur noch

Karte oder App.Waren es 2010
rund 40 Prozent aller Transak-
tionen, die bar getätigt wurden,
sank die Zahl 2022 auf 8 Pro-
zent. Es kann also schnell
gehen.

Doch seit dem Ukrainekrieg
und der allgemein verschlech-
terten Sicherheitslage in Euro-
pa ist eine leichte Trendumkehr
zu beobachten: Im vergange-
nen Jahr stieg der Anteil der
Bargeldeinkäufe in Schweden
auf 10 Prozent, wie die Zahlen
der schwedischen Zentralbank
zeigen.

Der Hauptgrund dafür: Die
Regierung will gegensteuern
und setzt wieder vermehrt
auf die Krisenbeständigkeit
des Bargelds. Das Land dis-
kutiert nun eine Annahme-
pflicht für physisches Geld
in sämtlichen Geschäften,
die lebenswichtige Güter oder
Medikamente verkaufen.
Und damit verbunden auch
eine Pflicht für Banken, in
ländlichen Gebieten Banco-
maten anzubieten.

Laut den neuesten Ergebnissen
des Swiss Payment Monitor
sind in der Schweiz heute
23 Prozent aller Transaktionen
Cash-Zahlungen. Man rechnet
damit, dass dieserWert weiter
sinkt.

Doch wohin könnte sich die
Bargeldnutzung entwickeln?

Der Rückzug des Bargelds
ist ein natürlicher Effekt der
Digitalisierung: Die Bequem-
lichkeit ist unbestreitbar.
Doch Münzen und Banknoten
sind mehr als nur Zahlungs-
mittel – sie sind eine kritische
Infrastruktur und sorgen für
Inklusion. Wenn das Bargeld
verschwindet, werden Men-
schen ohne Smartphone oder
eigenes Bankkonto ausge-
schlossen.

«Wir müssen die Diskussion
führen, ob der Staat das
Bargeld als öffentliches Gut
anschaut», sagt etwa Tobias
Trütsch, der Autor des Swiss
Payment Monitor. Tue er dies,
sei er auch dafür verantwort-
lich, die nötige Infrastruktur
wie Bancomaten bereitzustel-
len. Bisher hat der Bund
dies an private Unternehmen
delegiert.

Damit kämen auch Kosten auf
die Allgemeinheit zu. Genau
deshalb ist eine Debatte übers
Bargeld fällig.Wobei es nicht
darum geht, den Fortschritt
zu bremsen, sondern darum,
den Service public auch in
diesem Bereich zu schützen.

Silvana Schreier

Münzen und Noten werden immer dazugehören, auch wenn wir sie kaum noch nutzen
Analyse Das Stimmvolk sagt deutlich Ja zum Bargeld, doch das hält den Trend nicht auf: Die Nutzung nimmt stetig ab.
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Die Bargeldinitiative wurde abgelehnt, der Gegenvorschlag aber angenommen
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